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Bericht zur Arbeit des Integrationsrats 2023-2025 

 

1. Grundsätzliches zum Integrationsrat 

1.1. Rechtsgrundlagen, Zusammensetzung, Aufgaben, Selbstverständnis 

Der Nürnberger Rat für Integration und Zuwanderung besteht seit dem Jahr 2010 und ging 

aus dem 1973 gegründeten Ausländerbeirat und dem 1984 gegründeten Aussiedlerbeirat der 

Stadt hervor. Die Rechtsgrundlage für die Arbeit des Integrationsrats bildet eine vom Stadtrat 

erlassene Satzung.1 Die Durchführung der alle sechs Jahre stattfindenden Wahl des Rates 

durch die Bevölkerung mit Migrationsgeschichte ist durch eine entsprechende Wahlordnung 

geregelt.2 Relevant ist außerdem die Geschäftsordnung des Stadtrates, die sinngemäß auch 

für den Geschäftsgang des Integrationsrates Anwendung findet.3 

Der Integrationsrat setzt sich grundsätzlich aus 30 gewählten Vertreterinnen und Vertretern 

der Nürnberger Bevölkerung mit Migrationsgeschichte zusammen. Hinzu kommen zudem 

noch fünf vom Gremium selbst berufene beratende Mitglieder, die seine Arbeit durch ihre Fa-

chexpertise bereichern sollen. (Sachverständige). In der laufenden Wahlperiode umfasst das 

Gremium ausnahmsweise sogar 31 Mitglieder mit Stimmrecht. Sie repräsentieren 19 verschie-

dene Bezugsländer. Mehr als zwei Drittel der Mitglieder wurden 2022 neu in den Rat gewählt, 

nur neun Personen gehören ihm schon seit zwei Perioden oder länger an.4 

Kernaufgabe des Integrationsrates ist es, die Interessen und Belange der Menschen mit Mig-

rationsgeschichte in Nürnberg in den kommunalpolitischen Diskurs einzubringen. Das Gre-

mium berät den Stadtrat und seine Ausschüsse in Fragen der Integrationspolitik, entwickelt 

eigene Initiativen und Empfehlungen und trägt damit zu einer chancengerechten und inklusi-

ven Stadtgesellschaft bei. Das Forum des direkten Austauschs zwischen Stadtrat und Integ-

rationsrat ist die Kommission für Integration. Darüber hinaus fungiert der Integrationsrat als 

Bindeglied zwischen Verwaltung, Politik und migrantischen Communities und unterstützt die 

Vernetzung relevanter Akteure. 

Obwohl Fragen der Welt- oder Heimatlandpolitik grundsätzlich nicht zum Aufgabenbereich des 

Integrationsrates gehören, ist dem Gremium bewusst, dass sich Spannungen oder Konflikte 

in anderen Ländern auch auf das hiesige Miteinander migrantischer Communities auswirken 

können. Solche Entwicklungen werden daher in ihrer Bedeutung für das lokale Zusammenle-

ben beobachtet und, soweit erforderlich, aufgegriffen. Trotz der großen inneren Diversität sei-

ner Mitglieder und der Vielzahl der von diesen abgebildeten religiösen, politischen und sprach-

lichen Hintergründe hat der Integrationsrat dabei stets eine klare Haltung gezeigt: Er verurteilt 

jede Form gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, sei es Rassismus, Antisemitismus, An-

tiziganismus, Muslimfeindlichkeit oder andere Formen von Hass und Ausgrenzung. Diese Hal-

tung bildet ein verbindendes Fundament für die gemeinsame Arbeit im Integrationsrat und für 

sein Engagement für ein respektvolles und friedliches Zusammenleben in Nürnberg. 

 
1 Die Integrationsratssatzung (IntRS) ist online abrufbar im „Nürnberger Stadtrecht“ unter: 
https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/dokumente/001_352.pdf 
2 Integrationsratswahlordnung (IntRWO): https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/doku-
mente/0/001/001_353.pdf 
3 Stadtratsgeschäftsordnung (StRGeschO): https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/doku-
mente/strgescho_nov_2024_beschlossen.pdf 
4 Aller 31 stimmberechtigten Integrationsratsmitglieder und ihre jeweiligen Bezugsländer sowie auch 
die fünf sachverständigen Mitglieder des Integrationsrates sind auf dessen Website namentlich unter 
der Kategorie „Mitglieder“ aufgeführt: https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/mitglieder.html 
 

https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/dokumente/001_352.pdf
https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/dokumente/0/001/001_353.pdf
https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/dokumente/0/001/001_353.pdf
https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/dokumente/strgescho_nov_2024_beschlossen.pdf
https://www.nuernberg.de/imperia/md/stadtrecht/dokumente/strgescho_nov_2024_beschlossen.pdf
https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/mitglieder.html
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1.2. Organe und ihre Zuständigkeiten 

An der Spitze des Integrationsrates steht ein vierköpfiger geschäftsführender Vorstand, der 

aus dem bzw. der Vorsitzenden und drei stellvertretenden Vorsitzenden besteht. Der ge-

schäftsführende Vorstand wird alle zwei Jahre (also dreimal innerhalb der sechsjährigen Wahl-

periode des Rates) neu gewählt; eine Wiederwahl ist zulässig. Der geschäftsführende Vor-

stand regelt das Tagesgeschäft des Integrationsrates, insbesondere seine Außenvertretung 

(durch den Vorsitzenden bzw. durch ihn auf seine Stellvertreterinnen und Stellvertreter oder 

auf andere Mitglieder delegiert), und kommt ca. alle 14 Tage zu Sitzungen zusammen. 

Zusammen mit fünf weiteren Mitgliedern, die ebenfalls alle zwei Jahre gewählt werden, bildet 

der geschäftsführende Vorstand den neunköpfigen erweiterten Vorstand. Der erweiterte Vor-

stand diskutiert Fragen grundlegender Bedeutung und legt u.a. die Tagesordnung für die Voll-

versammlungen (wie Integrationsratssitzungen an sich bezeichnet werden) fest. Der erweiterte 

Vorstand tagt immer mit ca. zwei Wochen Vorlauf vor den Vollversammlungen und ansonsten 

nach Bedarf. 

Die Vollversammlung ist das Plenum, in dem alle 31 gewählten Integrationsratsmitglieder 

zusammenkommen und rede- und stimmberechtigt sind. Sie verabschiedet die Beschlüsse 

des Integrationsrates, die dann der Verwaltung und der Kommission für Integration zur weite-

ren Beratung vorgelegt werden. Die Vollversammlung soll laut Satzung des Integrationsrates 

viermal jährlich tagen; de facto hat sie seit der Neuwahl des Gremiums 2022 deutlich häufiger 

getagt.5 

Ähnlich wie im Stadtrat bestehen daneben noch eine Reihe von Ausschüssen des Integrati-

onsrates, Arbeitsausschüsse (AAs) genannt. Diese sind aktuell (Stand Ende August 2025): 

• AA Zuschussvergabe 

• AA Öffentlichkeitsarbeit 

• AA Bildung und Beruf 

• AA Soziales und Gesundheit 

• AA Flucht, Migration und Menschenrechte 

In den Arbeitsausschüssen findet die Detailarbeit statt. Dort werden Anträge vertieft diskutiert 

und überarbeitet und Expertinnen und Experten aus der Stadtverwaltung sowie von externen 

Stellen angehört. Bis auf den AA Zuschussvergabe, der eine spezielle Aufgabe und daher ei-

nen festen und exklusiven Mitgliederstamm hat6, steht die Mitarbeit in den Arbeitsausschüssen 

allen Integrationsratsmitgliedern offen. Die Arbeitsausschüsse tagen auf Initiative ihrer jeweili-

gen Sprecherinnen bzw. Sprecher nach Bedarf. 

 

 

 
5 2023 gab es sieben Vollversammlungen, 2024 fanden sechs Vollversammlungen und 2025 bislang 
fünf Vollversammlungen statt. Es handelt sich um öffentliche Sitzungen. Ihre Termine werden (mit An-
gabe des Tagungsorts und der Uhrzeit) im Voraus für das jeweils laufende Jahr auf der Website des 
Integrationsrates bekannt gemacht: https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/beschlu-
esse.html 
6 Der Integrationsrat wirkt an der Vergabe städtischer Zuschüsse für die Durchführung von Förder- 
und Deutschkursen, an der Vergabe von Mietzuschüssen an gemeinnützige Migrantenvereine und an 
der Vergabe von Zuschüssen für Interkulturelle Aktivitäten mit. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben hat 
der Rat den AA Zuschussvergabe gebildet. Nähere Informationen dazu sind auf der Website des In-
tegrationsrates zusammengestellt und abrufbar: https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/zu-
schuesse.html 

https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/beschluesse.html
https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/beschluesse.html
https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/zuschuesse.html
https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/zuschuesse.html


3 
 

1.3. Ablauf des Geschäftsgangs 

In der Regel etwa vier Wochen vor dem Termin der nächsten Vollversammlung tagt der ge-

schäftsführende Vorstand. Er sichtet mit Unterstützung der Geschäftsstelle alle bis zu diesem 

Zeitpunkt vorliegenden Anträge aus den Reihen der Mitglieder (neue und auch solche, die ggf. 

bereits einmal vorlagen und inzwischen durch Ausschüsse überarbeitet wurden) und entschei-

det, mit welchen Anträgen und Themen sich der erweiterte Vorstand zur Vorbereitung der Voll-

versammlung näher beschäftigen soll. Hier geht es in der Regel um Priorisierungsentschei-

dungen (ein Thema muss unbedingt in der nächsten Vollversammlung behandelt werden, wäh-

rend ein anderes Thema noch warten kann) und formelle Fragen (manchmal ist ein Antrag 

eigentlich kein „Antrag“, sondern kann durch eine einfache Anfrage an die Verwaltung erledigt 

werden; ggf. fallen einzelne Anträge auch klar nicht in den Zuständigkeitsbereich des Integra-

tionsrates, was den Antragstellern dann rückgemeldet wird). Am Ende steht eine vom ge-

schäftsführenden Vorstand beschlossene Tagesordnung für den erweiterten Vorstand. 

Der erweiterte Vorstand tagt in der Regel etwa eine Woche später. Hier werden die zur Be-

handlung in der Vollversammlung vorgeschlagenen Themen und Anträge erstmals auch ver-

tieft inhaltlich diskutiert. Die Antragstellerinnen und Antragsteller haben hier satzungsgemäß 

das Recht, mit Rederecht an der Vorstandssitzung teilzunehmen und zu ihrem eigenen Antrag 

zu sprechen. Oft werden Anträge von hier zunächst zur weiteren Behandlung in die Aus-

schüsse verwiesen, weil man noch wichtige Details klären und dafür Expertise (sei es in Form 

schriftlicher Auskünfte, sei es in Form von Berichten durch geladene Experten) einholen 

möchte. Am Ende steht eine vom erweiterten Vorstand beschlossene Tagesordnung für die 

nächste Integrationsratssitzung. 

In den Vollversammlungen erfolgt nochmals die Vorstellung der auf der Tagesordnung stehen-

den Anträge und eine vertiefende Debatte. In der Regel stehen am Ende offizielle Beschlüsse 

des Integrationsrates, die dann an die Stadtverwaltung und an die Kommission für Integration 

weitergeleitet werden.7 

 

1.4. Geschäftsgang in Zahlen 

1.4.1. Entwicklung der Zahlen von 2023 bis 2025 

Die Geschäftsstelle des Integrationsrates und das Gremium selbst blicken auf eine dynami-

sche Entwicklung in den vergangenen drei Jahren zurück. Die Kennzahlen zu Kontakten, Sit-

zungen, Anträgen und Beschlüssen verdeutlichen dabei nicht nur den Arbeitsumfang, sondern 

auch eine inhaltliche und strukturelle Entwicklung des Gremiums. Man kann diese in eine in-

tensive Aufbau- und Einarbeitungsphase unmittelbar nach dem Zusammentritt des neuge-

wählten Rates (2023), eine Phase thematischer Neuorientierung bzw. Schwerpunktfindung 

(2024) und eine Phase deutlich wachsender inhaltlicher Aktivität und vertiefter Projektorientie-

rung (2025) gliedern. 

 

 

 

 
7 Die Beschlüsse des Integrationsrates, die Einladungen mit Tagesordnung sowie die Ergebnisproto-
kolle der Vollversammlungen sind für die laufende Wahlperiode chronologisch nach Sitzungen geord-
net im Internet auf den Seiten des Rates abrufbar und werden (nach erfolgter Genehmigung der Pro-
tokolle durch den Integrationsrat) laufend ergänzt: https://www.nuernberg.de/internet/integrations-
rat/beschluesse.html 

https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/beschluesse.html
https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/beschluesse.html
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1.4.2. Kontakte der Geschäftsstelle: 

2023 1588 

2024 1713 (Steigerung bedingt durch volle Besetzung FiBA+-Projektstelle) 

2025 628 (bis inkl. August) 

 

Die Zahl der Kontakte zur Geschäftsstelle des Integrationsrates lag 2023 bei 1.588 und stieg 

2024 auf 1.713 an. Dieser Anstieg ist vor allem auf die zwischenzeitlich wiederhergestellte 

volle Besetzung der FiBA+-Projektstelle (bis 11/2024) zurückzuführen, die für zahlreiche zu-

sätzliche Rückfragen, Beratungen und Koordinationstermine sorgte. 

Im laufenden Jahr 2025 verzeichnet die Geschäftsstelle bis Ende August bereits 628 Kontakte. 

Hochgerechnet auf das Gesamtjahr dürfte dieser Wert etwas unter dem Vorjahresniveau lie-

gen. Dies lässt sich auch damit erklären, dass bis 09/2025 die FIBA+ Projektstelle wieder un-

besetzt war und daher ein Teil der zuvor projektgebundenen Kontakte ausgelaufen ist. Insge-

samt zeigen die Zahlen, dass der Integrationsrat als Anlauf- und Vernetzungsstelle kontinuier-

lich stark nachgefragt ist. 

 

1.4.3. Gremiensitzungen: 

2023 41 

2024 36 

2025 43 (bis inkl. August) 

 

Die Zahl der Gremiensitzungen (Vollversammlung, geschäftsführender Vorstand, erweiterter 

Vorstand, Arbeitsausschüsse und vereinzelte Sonderformate) verdeutlicht den organisatori-

schen Aufwand der Ratsarbeit. 2023 fanden insgesamt 41 Sitzungen statt, 2024 waren es 36. 

Bereits bis Ende August 2025 fanden 43 Sitzungen statt — also mehr als im gesamten Vorjahr. 

Dies weist auf eine deutlich gestiegene Taktung der Arbeit hin und zeigt, dass der Rat aktuell 

verstärkt inhaltliche Projekte und Initiativen in die Umsetzung bringt, die mehr Koordinierung 

erfordern. Die Sitzungstätigkeit hat sich damit von einer anfänglichen Aufbau- und Strukturie-

rungsphase hin zu einer arbeitsintensiven Umsetzungsphase entwickelt. 

 

1.4.4. IR-Anträge: 

2023 40 

2024 16 

2025 33 (bis inkl. August) 

 

Noch deutlicher wird diese Entwicklung bei der Zahl der Anträge von Mitgliedern des Integra-

tionsrates. 2023 wurden 40 Anträge gestellt, 2024 nur 16, bis Ende August 2025 bereits wieder 

33. 
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Die vergleichsweise hohe Zahl im Jahr 2023 erklärt sich daraus, dass zu Beginn der Wahlpe-

riode zahlreiche konstituierende, satzungsbezogene und organisatorische Anträge einge-

bracht wurden. 2024 ging die Zahl zurück, da der Fokus stärker auf der vertieften Ausarbeitung 

von bereits im Vorjahr gestarteten Initiativen und Projektideen (Antidiskriminierungsstelle an 

Schulen, neue Formate und Ansätze zur beruflichen Integration Neuzugewanderter) und we-

niger auf neuen Antragsthematiken lag. 2025 zeigt sich dagegen wieder eine deutliche Stei-

gerung der Antragszahlen, mit einem deutlich sichtbaren inhaltlichen Schwerpunkt auf Thema-

tiken und Maßnahmen aus dem sozialen Bereich. Eine Betrachtung nach Themenbereichen 

verdeutlicht den inhaltlichen Wandel: 

 

Nach Themenbereichen: 

 2023 2024 2025 

Konstituierung/Formelles 10 1 3 

Bildung/Beruf 9 3 5 

Soziales/Gesundheit 9 3 15 

Flucht/Migration/Menschenrechte 4 6 5 

Öffentlichkeitsarbeit/Außendarstellung 7 1 3 

Sonstiges (u.a. überörtliche Belange) 1 2 2 

 

Diese Übersicht zeigt: 

• 2023: Hoher Anteil an konstituierenden und strukturbildenden Anträgen sowie starker 

Fokus auf Bildung, Beruf und soziale Infrastruktur 

• 2024: Weniger Anträge mit deutlichem Schwerpunkt auf Migration, Partizipation und 

Antidiskriminierung 

• 2025: Markanter Anstieg, vor allem im Bereich Soziales/Gesundheit 

 

1.4.5. IR-Beschlüsse: 

2023 27 (davon viele Formalia zu Beginn der Wahlperiode) 

2024 9 

2025 8 (bis inkl. August) 

 

Die Zahl der formellen Beschlüsse des Integrationsrates verdeutlicht ebenfalls die Entwick-

lung, die wir bereits bei den Anträgen erkennen konnten: 2023 fasste der Rat 27 Beschlüsse, 

2024 nur noch 9, bis Ende August 2025 dann 8. 

Der Rückgang nach 2023 ist vor allem darauf zurückzuführen, dass im ersten Jahr einmalig 

viele Formalia und Grundsatzentscheidungen (z. B. Einrichtung der Arbeitsausschüsse, Ge-

schäftsordnung, Richtlinien) getroffen werden mussten, die für die gesamte Wahlperiode gel-

ten. Seit 2024 werden weniger formale, aber inhaltlich deutlich gewichtigere Einzelbeschlüsse 

gefasst, die oft auf umfangreiche Vorarbeiten in den Ausschüssen zurückgehen. Dies zeigt 

eine Rationalisierung der Gremienarbeit mit stärkerer Vorstrukturierung in kleineren Gremien. 
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2. Detaillierte Aufschlüsselung der Arbeitsschwerpunkte des Integrationsrates nach 

Jahren 

Bei der folgenden Auswertung wird nicht nur auf die Beschlüsse des Integrationsrates Bezug 

genommen, die der Kommission für Integration und der Stadtverwaltung im Geschäftsgang 

offiziell übermittelt werden, sondern auch auf die lediglich intern diskutierten Anträge und wei-

tere den Rat beschäftigende Themen. Somit wird ein deutlich breiterer Einblick in das gesamte 

Tätigkeitsspektrum des Gremiums ermöglicht. Erwähnung finden auch Schwerpunkte und be-

sondere Veranstaltungen der Öffentlichkeitsarbeit und der Außendarstellung des Rates. 

 

2.1. Arbeitsschwerpunkte des Integrationsrates im Jahr 2023 

Im Jahr 2023 hat der Nürnberger Integrationsrat seine Tätigkeit nach der im Vorjahr erfolgten 

Neuwahl mit großer Dynamik aufgenommen und sich rasch als handlungsfähiges Gremium 

etabliert. U.a. musste er gleich von Beginn an auf einige krisenhafte Entwicklungen reagieren. 

Die Arbeit des Rates umfasste eine große Bandbreite an Themenfeldern und reichte von 

grundlegenden organisatorischen Weichenstellungen über Bildung, soziale Teilhabe und Anti-

diskriminierung bis hin zu migrationspolitischen Stellungnahmen und akuten Hilfsmaßnahmen. 

Insgesamt lässt sich das Jahr 2023 als eine Phase der Konstituierung, Profilbildung und erster 

inhaltlicher Schwerpunktsetzung beschreiben. 

 

2.1.1. Aufbau tragfähiger Strukturen und Selbstverständnis 

Zu Beginn der Wahlperiode stand die interne Konstituierung des Rates im Mittelpunkt. Um eine 

thematisch fundierte und effizientere Arbeit zu ermöglichen, richtete der Integrationsrat sechs 

ständige Arbeitsausschüsse ein („Zuschussvergabe“, „Öffentlichkeitsarbeit“, „Bildung, Ausbil-

dung und Jugend“ „Beruf, Arbeit und Soziales“, „Gesundheit und Sport“, „Flucht, Migration und 

Menschenrechte“) und beschloss die Berufung der in der Satzung vorgesehenen fünf sach-

verständigen Mitglieder, darunter ein Sachverständiger aus den Reihen des bayerischen Lan-

desvorstands des Verbandes Deutscher Sinti und Roma. Zugleich wurde mit der Verabschie-

dung einer Grundsatzerklärung zum Selbstverständnis und Wirkungskreis die eigene Rolle 

innerhalb der kommunalen Integrationspolitik geklärt: Der Rat versteht sich als parteipolitisch 

neutrales, demokratisch legitimiertes Interessenvertretungsorgan aller Menschen mit Migrati-

onsgeschichte in Nürnberg und bekennt sich ausdrücklich zu den Grundwerten von Men-

schenwürde, Gleichberechtigung und Antidiskriminierung. 

Begleitend wurden weitere strukturelle Regelungen beschlossen, etwa die Möglichkeit, Aus-

schusssitzungen dezentral in Stadtteiltreffs abzuhalten, um Bürgernähe herzustellen. Als Re-

aktion auf Vorkommnisse in den eigenen Reihen schlug der Rat außerdem eine (in etwas ab-

gewandelter Form später vom Stadtrat vollzogene) Satzungsänderung vor, die künftig eine 

Abberufung von Mitgliedern bei demokratiefeindlichem oder diskriminierendem Verhalten er-

möglichen soll. Damit setzte der Integrationsrat von Anfang an klare Standards für Transpa-

renz, Verlässlichkeit und demokratische Verfasstheit seiner Arbeit. Zur entsprechenden Sen-

sibilisierung seiner eigenen Mitglieder führte der Rat im Jahr 2023 eine Antiziganismus-Schu-

lung durch und nahm weitere spezifische Schulungen zu anderen Ausprägungen gruppenbe-

zogener Menschenfeindlichkeit wie Antisemitismus, Muslimfeindlichkeit etc. in Aussicht. 
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2.1.2. Bildung, Sprachförderung und Integration in den Arbeitsmarkt 

Ein zentraler inhaltlicher Schwerpunkt 2023 war die Förderung von Bildungsgerechtigkeit und 

beruflicher Integration. Der Rat forderte einen Bericht zur Entwicklung der Zahl der Schulab-

gängerinnen und -abgänger ohne Abschluss, insbesondere bei Jugendlichen mit Migrations-

geschichte, über den er sich intensiv austauschte. Der Rat regte verpflichtende Deutschför-

derkurse für Kinder im Vor- und Grundschulalter an. Zusätzlich setzte er sich für den Erhalt 

der Bücherbusse als niedrigschwellige Leseförderung ein und beantragte den Ausbau von 

Lernräumen sowie eine Ausweitung der Lernförderungsgutscheine und Mittagessenzu-

schüsse für Kinder und Jugendliche aus einkommensschwachen Familien. Im Bereich Antidis-

kriminierung forderte der Rat die Einrichtung einer eigenen Stelle gegen Rassismus an Schu-

len und beschloss die Bestellung einer Antidiskriminierungsbeauftragten im Rat selbst. 

Auch die berufliche Integration wurde gezielt gestärkt: Der Rat unterstützte den Vorschlag zur 

Durchführung einer Berufsmesse für Jugendliche mit Migrationsgeschichte und regte ein 

neues Projekt zur Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse an. Darüber beschloss der 

Rat seine fortgesetzte Beteiligung am EU-Projekt „FiBA+ IR Nürnberg“, das Bleibeberechtigte 

und Geflüchtete beim Zugang zum Arbeitsmarkt unterstützt und seit Beginn der neuen Förder-

periode 2022-2026 einen neuen Schwerpunkt bei der Beratung geflüchteter Menschen mit 

Behinderung setzt. Damit leistete der Integrationsrat einen substanziellen Beitrag zur Fach-

kräftesicherung und zur gleichberechtigten Teilhabe am Arbeitsleben. 

 

2.1.3. Soziale Teilhabe, Gesundheit und Daseinsvorsorge 

Der Rat engagierte sich außerdem für eine Verbesserung der sozialen Infrastruktur, insbeson-

dere für Menschen in prekären Lebenslagen. So setzte er sich für den dauerhaften Erhalt der 

medizinischen Fachstelle für Flüchtlinge mit Trauma-Schwerpunkt beim Gesundheitsamt ein, 

beantragte die Einrichtung einer unabhängigen Vermittlungsstelle zur Lösung von Konflikten 

zwischen Eltern mit Migrationsgeschichte und dem Jugendamt und schuf mit der Position einer 

LGBTQIA+-Beauftragten innerhalb des Rates eine feste Anlaufstelle für diesen Themenbe-

reich. 

Weitere Maßnahmen zielten auf die soziale Daseinsvorsorge im Alltag: Der Rat beantragte die 

Anbringung von Pfandringen an öffentlichen Mülleimern, um Pfandsammeln würdiger zu ge-

stalten, und schlug die Wiedereinführung einer jährlichen Sperrmüll-Straßensammlung vor, um 

illegale Ablagerungen zu reduzieren. Auch die Öffnung der N-ERGIE-Geschäftsstelle für Men-

schen mit Sprach- oder Technikbarrieren wurde gefordert. Diese Anträge belegen, dass der 

Rat soziale Teilhabe nicht nur programmatisch, sondern auch sehr alltagsnah adressiert. 

 

2.1.4. Flucht, Migration und Menschenrechte 

Besonders sichtbar wurde der Integrationsrat im Jahr 2023 in seiner Funktion als humanitäre 

Stimme der Stadtgesellschaft. Nach der verheerenden Erdbebenkatastrophe in der Türkei und 

Syrien im Februar initiierte der Rat zahlreiche Hilfsmaßnahmen: Er spendete Sitzungsgelder, 

rief zu Spendenaktionen auf, forderte eine zentrale städtische Koordinationsstelle für Hilfsgü-

ter, bat um humanitäre Visaerleichterungen und einen Abschiebestopp in die Region und be-

antragte eine spezielle Beratungsstelle zur Unterstützung von Betroffenen bei der Familienzu-

sammenführung. Damit positionierte sich der Rat klar als solidarisches Sprachrohr der mig-

rantischen Stadtgesellschaft. 
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Darüber hinaus setzte er sich für strukturelle Verbesserungen in der Flüchtlingspolitik ein, etwa 

durch die Forderung nach einem städtischen Strategieplan für den Umgang mit größeren Ge-

flüchtetenzahlen sowie durch eine intensive Debatte über den Sinn der Passbeschaffungs-

pflicht für Geflüchtete aus Verfolgerstaaten.  

 

2.1.5. Öffentlichkeitsarbeit und gesellschaftlicher Dialog 

Parallel dazu widmete sich der Rat stark seiner Öffentlichkeitsarbeit und seinem Bild nach 

außen. Er richtete eine Arbeitsgruppe zur Vorbereitung des 50-jährigen Jubiläums des ehema-

ligen Ausländerbeirates ein, das mit einem Festakt des Oberbürgermeisters am 29.11.2023 in 

großem Rahmen gefeiert wurde. Begleitend dazu entstand als dauerhafte Dokumentation eine 

multimediale Online-Ausstellung zur Geschichte des Rates und seiner Vorläufergremien.8 

Der Rat beschloss, zur Verbesserung seiner Präsenz im gesamten Stadtgebiet in Zukunft aus 

Anlass auch dezentrale Sitzungen in verschiedenen Stadtteilen abzuhalten. Außerdem nahm 

er sich die verstärkte Produktion von Kurzvideos mit Mitgliedern für die sozialen Medien vor 

und erklärte seine grundsätzliche Bereitschaft zur Unterstützung kleinerer Straßenfeste in 

Brennpunkt-Gegenden, um dort das Gespräch mit Bürgerinnen und Bürgern zu suchen und 

wenn möglich vermittelnd tätig zu werden. Die bereits etablierte Präsenz des Rates mit Info-

ständen auf großen Stadtteilfesten wie dem Südstadtfest wurde aufrechterhalten. Öffentlich in 

Erscheinung trat der Rat auch aus Anlass der Verleihung seines Interkulturellen Preises, im 

Jahr 2023 an die beiden Preisträger „Ausbildungsring Ausländischer Unternehmer e.V.“ (AAU 

e.V.). und „Initiative der Zuwanderinnen Bayern“ (GK Bayern). 

Ziel dieser Aktivitäten war es, die Arbeit des Rates sichtbarer zu machen, Vertrauen in der 

Stadtgesellschaft aufzubauen und neue Zielgruppen anzusprechen. Zu diesem Zweck lud der 

Rat die interkulturellen Vereine Nürnberg auch zu einem offenen Austausch mit dem Vorstand 

und dem Oberbürgermeister unter dem Titel „Wir alle sind Nürnberg – zusammen die Zukunft 

gestalten“ ein. Parallel dazu begann der geschäftsführende Vorstand des Rates mit einer 

Reihe von Vorstellungsbesuchen bei verschiedenen migrantischen Gemeinden und interkul-

turellen Vereinen, so z.B. bei der Griechischen Gemeinde Nürnberg, beim jüdischen Sportver-

ein Maccabi e.V. und beim humanitären Hilfsverein Bolingo e.V.  

 

2.2. Arbeitsschwerpunkte des Integrationsrates im Jahr 2024 

Das Jahr 2024 war für den Nürnberger Integrationsrat von einer deutlichen inhaltlichen Wei-

terentwicklung geprägt. Nach einer Phase der Konstituierung und internen Organisation im 

Vorjahr setzte der Rat nun zunehmend auf strukturelle Initiativen, programmatische Schwer-

punktsetzung und politische Positionierung. Im Mittelpunkt standen die Themen Arbeits-

marktintegration und Bildung, Teilhabe und Partizipation, Schutz von Menschenrechten und 

Demokratie, sowie eine weitere Professionalisierung der Öffentlichkeitsarbeit. Die Bandbreite 

der behandelten Themen verdeutlicht die Rolle des Integrationsrates als strategisches Impuls- 

und Beratungsgremium der Stadtgesellschaft. 

 

 

 

 
8 Die permanente Online-Ausstellung „50 Jahre Integrationsrat Nürnberg“ ist unter folgender Adresse 
im Internet aufrufbar: https://ausstellungen.deutsche-digitale-bibliothek.de/50jahre-ir-nbg/ 

https://ausstellungen.deutsche-digitale-bibliothek.de/50jahre-ir-nbg/
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2.2.1. Stärkung von Bildung, Beruf und Arbeitsmarktintegration 

Wie schon im Vorjahr bildete auch 2024 die Verbesserung der Bildungs- und Teilhabechancen 

einen zentralen Arbeitsschwerpunkt des Rates. Mehrere Initiativen zielten darauf ab, insbe-

sondere jungen Menschen mit Migrationsgeschichte frühzeitig Perspektiven auf dem Arbeits-

markt zu eröffnen und vorhandene Potentiale zu nutzen. 

Mit gleich mehreren Anträgen wurde ein strukturierter Zugang zu Praktika und Hospitationen 

bei der Stadt Nürnberg gefordert, auch für Bewerberinnen und Bewerber mit niedrigeren 

Deutschkenntnissen (A2/B1). Ergänzend regte der Rat an, längere Praktika bei der Stadt 

grundsätzlich zu vergüten, um soziale Barrieren für junge Menschen aus einkommensschwa-

chen Familien abzubauen.  

Zur längerfristigen strategischen Koordinierung wurde die Einrichtung einer „Ideenwerkstatt 

berufliche Integration“ angestoßen, in welcher Akteure aus Stadtverwaltung, Wirtschaft, Ar-

beitsagentur, Kammern und Migrantenselbstorganisationen gemeinsam Konzepte entwickeln 

sollen. Darüber hinaus unterstützte der Rat die von der CSU-Stadtratsfraktion eingebrachte 

Idee eines „Welcome-Centers für ausländische Fachkräfte“, ergänzte sie aber um den klaren 

Anspruch, auch bereits im Land befindliche Menschen mit Zuwanderungsgeschichte und ge-

ringen oder keinen formalen Abschlüssen systematisch einzubeziehen.  

Diese Vorhaben zeigen, dass der Integrationsrat 2024 einen starken arbeitsmarktpolitischen 

und integrationsstrategischen Schwerpunkt setzte und die Teilhabefähigkeit von Zugewander-

ten langfristig stärken will. 

 

2.2.2. Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Antidiskriminierung 

Ein zweiter großer Schwerpunkt lag 2024 auf dem Schutz vor Diskriminierung, Extremismus 

und der Stärkung rechtsstaatlicher Prinzipien. Mit Blick auf aktuelle migrationspolitische Ent-

wicklungen forderte der Rat die Einrichtung einer Erstberatungsstelle zur doppelten Staatsbür-

gerschaft, um Menschen bei der Umstellung auf das reformierte Staatsangehörigkeitsrecht 

niedrigschwellig zu unterstützen. Er begleitete kritisch die Einführung der Bezahlkarte für Ge-

flüchtete und wies auf mögliche Einschränkungen von Bewegungsfreiheit und gesellschaftli-

cher Teilhabe hin. Darüber hinaus forderte der Rat den Freistaat Bayern auf, ein Partizipati-

onsgesetz nach Berliner Vorbild einzuführen, um politische Teilhabe, Diversität im öffentlichen 

Dienst und gleichberechtigte Mitgestaltung verbindlich abzusichern. 

Mit einem dringlichen Antrag zum Verbot des roten Hamas-Dreiecks als Kennzeichen einer 

terroristischen Organisation bezog der Rat klar Stellung gegen antisemitische und extremisti-

sche Symbole. Ergänzend wurde beschlossen, dass bei der Vergabe von Zuschüssen künftig 

eine Überprüfung der Verfassungstreue von Vereinen und Organisationen stattfinden soll, ver-

bunden mit einer Selbstverpflichtungserklärung zur freiheitlich-demokratischen Grundord-

nung. 

 

2.2.3. Soziale Teilhabe und niedrigschwellige Daseinsvorsorge 

Auch die soziale Dimension von Integration blieb ein wichtiges Handlungsfeld. So beantragte 

der Rat die Einrichtung einer Ombudsstelle in der Kinder- und Jugendhilfe, um Eltern und Ju-

gendliche – insbesondere mit Sprachbarrieren oder in Auseinandersetzungen mit dem Ju-

gendamt – neutral zu unterstützen. Zudem setzte sich der Rat für den Ausbau der kostenlosen 

und frei zugänglichen Trinkwasserversorgung auf öffentlichen Spielplätzen in stark frequen-

tierten Stadtteilen ein, um Gesundheitsschutz, soziale Gerechtigkeit und Klimaanpassung zu 
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fördern. Für humanitäre Notfälle regte der Rat außerdem an, leerstehende Räume des Kata-

strophenschutzes für die Zwischenlagerung von Spenden und für mehrsprachige Notfallinfor-

mationen zu nutzen. 

 

2.2.4. Partizipation, Öffentlichkeitsarbeit und Zivilgesellschaft 

Parallel dazu arbeitete der Integrationsrat weiter an seiner Sichtbarkeit und Bürgernähe. Er 

befasste sich dabei u.a. mit den städtischen Formaten der Bürgerbeteiligung und deren bes-

serer Zugänglichmachung für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. Diesbezüglich eröff-

nete der Rat einen konstruktiven und langfristigen Dialog mit der Stadtverwaltung. 

Anlässlich der alljährlich rund um den Tag gegen Rassismus der Vereinten Nationen am 21. 

März stattfindenden „Nürnberger Wochen gegen Rassismus“ etablierte der Integrationsrat 

erstmals ein neues, auf Dauer ausgelegtes Veranstaltungsformat in Form einer Vortragsver-

anstaltung mit anschließender Podiumsdiskussion: Im Jahr 2024 stand diese unter dem Motto 

„Rassismus an Schulen – lasst uns darüber reden“. Zu Gast war der renommierte Rassismus- 

und Diskriminierungsforscher Prof. Dr. Karim Fereidooni von der Ruhr-Universität-Bochum, 

der anhand seiner eigenen Forschungsergebnisse den großen Handlungsbedarf auf diesem 

Feld aufzeigte. 

Neben seiner obligatorischen Präsenz auf den großen Nürnberger Stadtteilfesten (mit Aus-

nahme des Straßenfests gegen Rassismus, an dem der Rat sich im Jahr 2024 einmalig nicht 

beteiligte, nachdem die Veranstalter sich nicht hinreichend von antisemitischen Vorfällen in 

ihrem Umfeld distanziert hatten und verloren gegangenes Vertrauen nicht rechtzeitig wieder-

hergestellt werden konnte) veranstaltete der Integrationsrat 2024 u.a. auch ein Sommerfest 

und verlieh im Herbst zum Auftakt der „Interkulturellen Wochen“ seinen Interkulturellen Preis: 

Diesmal teilten sich der Sportverein „TaeKwonDo Özer e.V.“ und die Psychologin Hamiye Sa-

rikeklik sowie die Stadtteilmütter der Stadtmission Nürnberg die Auszeichnung. 

Der Integrationsrat war auch Mitveranstalter der 9. Nürnberger Integrationskonferenz mit dem 

Motto „Für eine nachhaltige und vielfältige Stadtgesellschaft!“, die am 23.11.2024 in der Kul-

turwerkstatt Auf AEG stattfand. Dort gestaltete der Rat in Zusammenarbeit der Nürnberger 

Initiative für Afrika e.V. (NIfA) u.a. den Workshop „Klimawandel und Migration: Herausforde-

rungen auch für Nürnberg“. 

Zudem erklärte der Integrationsrat sich solidarisch mit dem Nürnberger Zweig des Bundespro-

gramms „Demokratie leben!“, für das ab 2025 leider keine Bundesmittel mehr zur Verfügung 

stehen. Das Programm stellte aus Sicht des Rates einen wichtigen Beitrag zu zivilgesellschaft-

licher Demokratieförderung und zur Extremismusprävention dar, dessen Verlust sich äußerst 

schmerzlich auswirken wird.  

 

2.2.5. Organisatorische Weiterentwicklung 

Anlässlich der turnusgemäßen Neuwahl seines Vorstands im Dezember 2024 (Amtswechsel 

Anfang 2025) stellte der Rat auch seine eigenen Strukturen für das zweite Drittel seiner Wahl-

periode neu auf. Er konsolidierte die Zahl der Arbeitsausschüsse von bislang sechs auf fünf, 

(„Zuschussvergabe“, „Öffentlichkeitsarbeit“, „Bildung und Beruf“, „Soziales und Gesundheit“ 

und „Flucht, Migration und Menschenrechte“), weil sich in der alten Konstellation zu viele Über-

schneidungen ergeben hatten.  
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2.3. Arbeitsschwerpunkte des Integrationsrates im Jahr 2025 

Das Jahr 2025 war für den Nürnberger Rat für Integration und Zuwanderung von einer noch 

einmal deutlich gestiegenen Taktfrequenz geprägt. Bereits in den ersten neun Monaten des 

Jahres wurden erheblich mehr Anträge eingebracht als im gesamten Vorjahr. Diese Entwick-

lung zeigt, dass der Rat nach dem ersten Drittel seiner Wahlperiode endgültig in seiner Rolle 

Tritt gefasst hat und die Effizienz seiner Arbeitsprozesse stetig weiter steigert. 

 

2.3.1. Personelle und strukturelle Änderungen 

Zu Beginn des Jahres erfolgte nach bereits im Dezember durchgeführter Neuwahl der Wech-

sel in der Zusammensetzung des Integrationsratsvorstands.9 In diesem Zuge wurden auch 

verschiedene andere ratsinterne Positionen wie z.B. die Sprecherinnen und Sprecher der Ar-

beitsausschüsse und die Beauftragten des Rates für verschiedene Gremien (z.B. Jugendhil-

feausschuss und Allianz gegen Rechtsextremismus) neu besetzt. 

Zum Jahresbeginn wurden auch die Richtlinien des Integrationsrates zur Vergabe von Zu-

schüssen für Deutsch- und Förderkurse überarbeitet. Anlass hierfür war vor allem die Notwen-

digkeit, den Anforderungen des städtischen Rechnungsprüfungsamtes Rechnung zu tragen 

und die Verfahren damit dauerhaft rechtssicher zu gestalten. Im Zuge dieser Anpassung wurde 

zugleich das maximal förderfähige Honorar für Lehrkräfte von bislang 22 Euro auf 25 Euro pro 

Stunde angehoben, um der allgemeinen Lohn- und Gehaltsentwicklung und somit der gestie-

genen Kostenlage für die Sprachkursträger Rechnung zu tragen. 

 

2.3.2. Förderung von Bildung, Sprachkompetenz und gesellschaftlicher Teilhabe 

Ein zentraler Schwerpunkt der Arbeit des Rates lag auch im laufenden Jahr 2025 wieder auf 

der Verbesserung von Bildungschancen, Sprachförderung und gesellschaftlicher Teilhabe. Mit 

einem Antrag auf Einrichtung eines städtischen Sprachlotsen-Programms möchte der Rat 

niedrigschwellige Unterstützung für Eltern mit geringen Deutschkenntnissen schaffen, etwa 

bei Elternabenden, Arztbesuchen oder Behördengängen. Ergänzend wurde gefordert, dass 

wesentliche Informationen in allen städtischen Ämtern und auf deren Webseiten künftig syste-

matisch in mehreren Sprachen bereitgestellt werden sollen. Ziel ist es, Sprachbarrieren abzu-

bauen, den Zugang zu Angeboten der Daseinsvorsorge zu erleichtern und Chancengleichheit 

von Anfang an sicherzustellen. 

 

2.3.3. Arbeitsmarktintegration u.a. durch Förderung migrantischer Existenzgründungen 

Neu im Jahr 2025 ist ein verstärkter wirtschaftlicher Fokus, mit dem der Rat seine Integrati-

onsarbeit in den Bereich der kommunalen Wirtschaftsförderung erweitert. Ein eigener Antrag 

widmete sich der gezielten Unterstützung von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte bei der 

Existenzgründung. Vorgeschlagen wurden hier etwa Netzwerkformate mit der IHK, eine Öf-

fentliche Werbekampagne mit erfolgreichen migrantischen Unternehmerinnen und Unterneh-

mern sowie grundsätzlich eine systematische Sichtbarmachung dieser Gruppe als Wirtschafts-

faktor in Nürnberg. Dieses Engagement markiert einen neuen Ansatz des Rates, Integration 

auch als ökonomische Teilhabe und Beitrag zur Stadtentwicklung zu verstehen. 

 
9 Die aktuelle personelle Zusammensetzung der Vorstandsgremien des Rates ist online auf seiner 
Webseite einsehbar: https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/vorstand.html 

https://www.nuernberg.de/internet/integrationsrat/vorstand.html
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2.3.4. Antidiskriminierung und Rechtsstaatlichkeit 

Gleichzeitig unterstrich der Integrationsrat 2025 erneut deutlich sein Profil als Antidiskriminie-

rungs- und Menschenrechtsgremium. Er forderte die Einführung von verpflichtenden Schulun-

gen für alle städtischen Mitarbeitenden zu Antirassismus, Antidiskriminierung und interkultu-

reller Kompetenz, um struktureller Benachteiligung präventiv zu begegnen. Auch der Umgang 

mit Hass und Respektlosigkeit gegenüber Beschäftigten im öffentlichen Dienst wurde thema-

tisiert: Ein Antrag fordert, dass Beleidigungen gegenüber städtischen Mitarbeitenden künftig 

systematisch verfolgt werden sollen. Flankierend wurde vorgeschlagen, gezielt in stark fre-

quentierten Orten wie öffentlichen Verkehrsmitteln eine Werbekampagne gegen Rassismus 

durchzuführen, um die Haltung und die Werte unseren weltoffenen Stadtgesellschaft auch im 

öffentlichen Raum sichtbar zu machen. Diese Vorschläge machen deutlich, dass der Rat auch 

öffentliche Institutionen stärker in die Pflicht nehmen will, für eine diskriminierungsfreie, res-

pektvolle Kultur einzustehen. 

 

2.3.5. Jugendhilfe im Fokus 

Eine Vielzahl von Anträgen und Initiativen aus den Reihen des Rates betraf im laufenden Jahr 

den Zuständigkeitsbereich des städtischen Jugendamtes. Eine Ergänzung zu einem bereits 

im Stadtrat vorliegenden Antrag der CSU-Fraktion fordert eine systematische Prüfung der Ar-

beitsprozesse im Jugendamt daraufhin, wie der Migrationshintergrund von Familien berück-

sichtigt wird (Zugang, Sprache, interkulturelle Kompetenz, faire Verfahren, Kooperation mit 

Migrantenorganisationen). 

Flankierend wurde im Rat die Einrichtung einer unabhängigen Jugendhilfeinspektion bean-

tragt. Diesbezüglich wurden adressiert: Regelmäßige Qualitätskontrollen, Prüfung der Berück-

sichtigung sprachlicher/kultureller Bedarfe, mehrsprachige Information und Dolmetschung, 

Beteiligung der Familien, Kooperation mit Zivilgesellschaft sowie ein niederschwelliges Be-

schwerde- und Hotline-System mit festen Fristen. 

Ein weiterer Antrag aus diesem Bereich regt an, für unbegleitete minderjährige Geflüchtete 

eine zentrale Stelle zur gesellschaftlichen Anbindung zu schaffen, die Vereinsideen vermittelt, 

Teilhabeleistungen nutzt, als Beschwerdestelle wirkt und perspektivisch per App über Freizeit- 

und Vereinsangebote informiert – mit dem Ziel, Integration, Schutz und Stabilität junger Men-

schen außerhalb von Schule und Hilfeplanung zu stärken. 

Zusammen adressieren die Vorstöße Qualitätssicherung, Rechtewahrung und Vertrauen: sie 

verbinden Praxisnähe (Ansprechstellen, Vereinsideen, Sprache) mit verbindlichen Kontrollme-

chanismen (Inspektion, Evaluation, Antidiskriminierung), um gleichberechtigte Zugänge und 

faire Entscheidungen im Nürnberger Jugendhilfesystem sicherzustellen. 

 

2.3.6. Verbesserung der sozialen Infrastruktur und Alltagsintegration 

Auch im Bereich der sozialen Infrastruktur und Alltagsintegration setzte der Integrationsrat im 

laufenden Jahr wieder wichtige Impulse. Mit einem Antrag auf Einrichtung einer Fachstelle für 

obdachlose Menschen mit Migrationsgeschichte möchte er einen besonders vulnerablen Per-

sonenkreis gezielt unterstützen und gezielt für diesen neue Perspektiven zum Spracherwerb 

und zur gesellschaftlichen (Re-)Integration schaffen. Ein weiterer Antrag fordert, langjährig in 

Nürnberg lebenden obdachlosen EU-Bürgerinnen und -Bürgern die praktische Teilnahme an 

den im nächsten Jahr bevorstehenden Kommunalwahlen zu erleichtern und so auch beson-

ders marginalisierten Gruppen politische Teilhabe zu eröffnen. 
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Zudem wurde eine Informationskampagne zu Stadthygiene-Themen wie Müllentsorgung und 

Taubenfütterung in Migrantengemeinschaften vorgeschlagen, um nachbarschaftliche Konflikte 

zu verringern und den gesellschaftlichen Zusammenhalt im Alltag zu stärken. 

 

2.3.7. Öffentlichkeitsarbeit und soziokulturelle Präsenz 

Nicht zuletzt kümmerte sich der Integrationsrat auch im Jahr 2025 wieder gezielt um seine 

Öffentlichkeitsarbeit und soziokulturelle Präsenz. So ist der Rat in das seit diesem Jahr beste-

hende neue Dialogangebot der Stadtspitze mit dem Titel „Lass uns reden“ eingebunden. In 

diesem Rahmen sind regelmäßig auch mehrere Integrationsratsmitglieder bei den Infoständen 

in verschiedenen Stadtteilen mit dem Oberbürgermeister, den berufsmäßigen Stadtratsmitglie-

dern und Behördenleitungen präsent und dort für Bürgeranliegen ansprechbar. 

Im März 2025 gab es eine Fortsetzung des im Vorjahr so erfolgreichen Podiumsdiskussions-

formats anlässlich der „Nürnberger Wochen gegen Rassismus“. Diesmal stand die im Nach-

barschaftshaus Gostenhof durchgeführte Veranstaltung unter dem Titel „‚Wie geht es euch?‘ 

Menschenwürde und Gleichberechtigung in der Debatte über Migration und Integration“. Sie 

wurde vom Integrationsrat gemeinsam mit dem Sozialreferat ausgerichtet und war wieder sehr 

gut besucht. 

Der Rat nahm im Jahr 2025 wie immer an den großen Stadtteilfesten (heuer auch wieder am 

Straßenfest gegen Rassismus) teil und veranstaltete im Juli bei bestem Wetter ein „Interkultu-

relles Picknick“ in der Veit-Stoß-Grünanlage in Gostenhof, um dort niederschwellig mit den 

Menschen bei Essen und Trinken ins Gespräch zu kommen. 

Im September erfolgte dann im Rahmen des ersten Interkulturellen Empfangs im Kulturzent-

rum „südpunkt“ die traditionelle Verleihung des Interkulturellen Preises des Nürnberger Integ-

rationsrats. Diesmal war die „Initiative Schwarzer Menschen – Nürnberg e.V.“ (ISD) der allei-

nige Preisträger. 

Geplant ist für den November 2025 noch eine weitere Veranstaltung des Rats mit den inter-

kulturellen und migrantischen Vereinen Nürnbergs, in der der Rat seinen Gästen gemeinsam 

mit dem Oberbürgermeister die bereits existierenden Bürgerbeteiligungsformate der Stadt 

Nürnberg vorstellen und im Dialog besprechen möchte, wie diese Formate auch für Menschen 

mit Migrationsgeschichte in Zukunft noch zugänglicher und attraktiver gestaltet werden kön-

nen. 

Darüber hinaus griff der Rat seinen Vorsatz Idee zur Produktion kurzer Themenvideos für die 

sozialen Medien wieder auf und produzierte eine kleine mehrsprachige Videoserie zum Thema 

„Müll(vermeidung) im öffentlichen Raum“, die auf gute Resonanz stieß. 

 

3. Fazit 

Der Integrationsrat hat sich in den ersten zweieinhalb Jahren der laufenden Wahlperiode als 

effizient arbeitsfähiges, strategisch ausgerichtetes und kooperatives Gremium etabliert. Die 

Zahlen zeigen eine klare Entwicklungslinie auf: Nach einer intensiven Aufbauphase 2023 mit 

vielen formalen Weichenstellungen folgten 2024 thematische Konsolidierung und politische 

Profilbildung. Ab dem Jahr 2025 steigt die Taktzahl der im Rat gestarteten Initiativen nochmals 

deutlich. Inhaltlich dominieren – über alle Jahre hinweg – die Schwerpunkte Bildung/Sprach-

förderung, Arbeitsmarktintegration, Soziales/Jugend/Gesundheit sowie Antidiskriminierung 

und Rechtsstaatlichkeit.  
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Hinsichtlich des Gelingens der nachhaltigen Integration von Menschen mit Migrationsge-

schichte in die Stadtgesellschaft sieht der Integrationsrat insbesondere auf drei großen Fel-

dern Handlungsbedarf: Erstens bezüglich der Chancengleichheit von Anfang an (Deutschför-

derung, Lernräume, mehrsprachige Information, Sprachlotsen), zweitens beim Zugang zu Ar-

beit und wirtschaftlicher Teilhabe (Anerkennung von Qualifikationen, bezahlte Praktika, Berufs-

messe, Ideenwerkstatt, Unterstützung migrantischer Gründungen) und drittens beim Schutz 

vor Diskriminierung und Stärkung institutioneller Fairness (Schul-Antidiskriminierung, Om-

budsstelle Jugendhilfe, verpflichtende Schulungen im öffentlichen Dienst, transparente Kon-

trollprozesse). 

Der Integrationsrat steht bereit, diese Linien gemeinsam mit Stadtrat, Verwaltung und Zivilge-

sellschaft weiterzuführen – mit stetiger Bereitschaft zur Optimierung der eigenen Wirksamkeit, 

praktikablen Vorschlägen und einem Fokus auf messbaren Nutzen für das Zusammenleben in 

Nürnberg. 


